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Anlage 2 
Die Frage der Informationsfreiheit 
auf dem Gebiet der Fernsehdirektübertragungen durch Satelliten 
Von Dr. Man fr e d Da u ses, Bamberg 
Die Fernsehdirektübertragung, eine neue Temnik des Weltraumfernmeldew~sens, dess.en 
Ära am 10. Juli 1962 mit Entsendung des Satelliten Telstar eröffnet wurde, trI:t noch dIe-
ses Jahr in ihr Versuchsstadium ein. Die ersten Versuche werden über den Satelliten ATS-F 
erfolgen, der von den Vereinigten Staaten entsandt wird und dessen übertragungen für 
Unterrichtszwecke bestimmt sind. Es ist vorgesehen, daß die Versuche ungefähr neun Mo-
nate lang über den Rodty Mountains, den Appalachen und Alaska durmg~führt werden 
sollen. In Anwendung eines 1969 zwischen den Vereinigten Staaten und Indien geschlosse-
nen Abkommens soll dieser Satellit 1975 an einen Punkt über dem Indischen Ozean ver-
bramt werden, um dem Bildungsfernsehen Indiens, vor allem in ländlimen Gegenden zu 
dienen. 
Gleichfalls für 1975 ist ein gemeinsames Versuchsprojekt Kanada-Vereinigte Staaten, die 
Entsendung eines »Communications Temnology Satellite« (CTS), vorgesehen, mit dessen 
Hilfe Forschungen über die Techniken von Hochleistungsfernmeldesatelliten durchgeführt 
werden sollen. Der Satellit soll Fernmeldeversumen einsmließlich des Gebrauches von 
Homleistungssatelliten und des Gebraumes kleiner Bodenendstationen, vor allem in den 
isolierten Gegenden Kanadas, dienen. 
Der Begriff der Fernsehdirektübertragung steht termologisch der traditionellen Fernseh-
übertragung gegenüber, die eine Punkt-zu-Punkt-übertragung (.point-to-point transmis-
sion«) ist, und die nur mit Hilfe einer Bodenstation empfangen werden kann, die in räum-
limer Nähe des Empfangsgerätes gelegen ist. Eine offizielle Begriffsbestimmung der Di-
rektübertragungen ist im Jahre 1971 durch die Weltverwaltungskonferenz für das Welt-
raumfernmeldewesen in Form einer Teilrevision von Art. 1 (.Begriffsbestimmungen.) der 
"Radio Regulations« getroffen worden. Sie lautet: 
»Radioübertragungsdienst, bei dem die von Weltraumstationen ausgesandten oder 
weitergegebenen Signale dazu bestimmt sind, unmittelbar von der allgemeinen 
öffentlimkeit empfangen zu werden _ •. Der Ausdrudt .unmittelbar empfangen< 
bezieht sich sowohl auf den Einzel- wie auf den Gemeinschaftsempfang .• 
Es ist offensichtlim, daß die Radiodirektübertragung aus dem Weltraum neue und bedeu-
tende Probleme sowohl auf dem Gebiet der nationalen Hoheit wie auf dem des Schutzes 
der Urheberrechte und der völkerrechtlichen Haftung aufwirft. Besondere Probleme steI-
len sich auch hinsichtlich der Freiheit der Information vor allem aufgrund der Tatsache, 
daß sich die Wirkungen von Direktübertragungen wesenhaft der Kontrolle des Empfangs-
staates entziehen. Hinzu kommt für Direktübertragungen von Fernsehsendungen, daß ihre 
!,uss:rahlung, die im Gegensatz zur bloßen Radiotonübertragung audio-visueller Natur 
Ist, nicht durm Sprachschranken begrenzt wird. 
Das vorliegende Referat besmränkt sim auf die Untersumung des derzeitigen Standes der 
Frage der Informationsfreiheit auf dem Gebiet der Fernsehdriektübertragungen. Da das 
Remt der ~ernsehd~rektübertragungen wesenhaft ein noch im Entstehungsstadium begriff~­
nes Rech.t Ist, ersm~en es verfrüht, bereits im derzeitigen Stand der Dinge einen analya-
smen. Beitrag zu lel~ten. Es sollen vielmehr einige Tendenzen der gegenwärtigen Rechts-
entwldtJung aufgezeigt werden. Auszugehen ist dabei von folgenden Gegebenheiten: 
a) ~ie neue Technik des Direktfernsehens begünstigt den freien Informatiollsfluß über n~tIonale . Grenzen ~nweg, zieht man in Betramt, daß sie nicht nur gestattet, audio-
Visuelle Signale unmIttelbar durch die allgemeine öffentlichkeit zu empfangen, sondern 
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auch ein beträdltlich weiteres Empfangsfeld zu versorgen als die traditionelle Punkt-zu-
Punkt-übertragung. Während letztere nur eine Oberfläche von ungefähr 18000 bis 
25000 km' erfaßt, die mit Hilfe einer übertragung vom Flugzeug aus auf etwa 400 000 
kmt erstreckt werden kann, kann die Direktübertragungstechnik ein Gebiet von etwa 
2 500 000 kml erfassen, was bedeutet, daß drei in Form eines gleichseitigen Dreiecks um 
die Erde verbrachte Stationen geeignet sind, unmittelbar auf etwa 90°10 der Erdoberfläme 
auszustrahlen. 
b) Es ist allgemein anerkannt, daß eine einschlägige Regelung der Fernsehdirektübertra-
gung durch Satelliten, so technisch sie auch sein mag, nur auf der Grundlage eines aus-
drücklichen oder stillschweigenden Abkommens der Nationen zu Inhalt und Grenzen des 
menschlichen Grundrechts auf freien Informationsfluß erfolgen kann, eines Grundrechts, 
das einerseits gewisse formelle Grenzen in der Hoheit der Staaten über ihr Gebiet und ihre 
Staatsangehörigen findet, andererseits aber eben dieser staatlichen Hoheit materielle 
Schranken auferlegt. Gerade diese Frage, nämlich das Verhältnis der staatlichen Hoheit 
zur Freiheit der Information, hat Anlaß zu beträdltlichen Auseinandersetzungen unter den 
Staaten und den Vertretern der Völkerrechtslehre gegeben. 
A. Das Prinzip der Informationsfreiheit als anerkannter Grundsatz der 
V ölkeTrechtsordnung 
Art. 19 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte verkündet, daß »(je)der Mensch 
das Recht auf freie Meinungsäußernng hat; dieses Recht umfaßt die Freiheit, Meinungen 
unangefochten anzuhängen und Informationen und Ideen mit allen Verständigungsmitteln 
ohne Rücksicht auf Grenzen zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten«. 
Art. 10 Abs. 1 der Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten lautet 
ähnlich: "Jeder hat Anspruch auf freie Meinungsäußerung. Dieses Recht schließt die Frei-
heit der Meinung und die Freiheit zum Empfang und zur Mitteilung von Nachrichten oder 
Ideen ohne Eingriffe öffentlicher Behörden und ohne Rücksicht auf Landesgrenzen ein. 
Dieser Artikel schließt nicht aus, daß die Staaten Rundfunk-, Lichtspiel- oder Fernseh-
unternehmen einem Genehmigungsverfahren unterwerfen.« Art. 10 Abs.2 der Konvention 
gestattet jedoch, die Ausübung dieser Freiheiten bestimmten, vom Gesetz vorge~ehenen 
Formvorschriften, Bedingungen, Einschränkungen oder Strafdrohungen zu unterwerfen, 
wie sie vom Gesetz vorgeschrieben und in einer demokratismen Gesellschaft im Interesse 
der nationalen Sicherheit, der territorialen Unversehrtheit oder der öffentlichen Sicher-
heit, der Aufrechterhaltung der Ordnung und der Verbrechensverhütung, des Schutzes der 
Gesundheit und der Moral, des Schutzes des guten Rufes oder der Rechte allderer, um die 
Verbreitung vertraulicher Nachrichten zu verhindern oder das Ansehen und die Unpartei-
lichkeit der Rechtsprechung zu gewährleisten, unentbehrlich sind. 
Ebenso unterwirft die bislang noch nicht in Kraft befindliche Konvention über die bür-
gerlichen und politischen Rechte von 1966, deren Art. 19 Abs.2 und 3 ein Individualrecht 
auf Information gewährleistet, dieses Recht weitgehenden Einschränkungen zum Schutz 
der nationalen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung, Gesundheit und Sittlichkeit oder der 
Rechte und Freiheiten anderer. 
Mit besonderer Gründlichkeit befaßt sich der bekannte, im Rahmen der Vereinten Natio-
nen ausgearbeitete Entwurf eines Abkommens zur Freiheit der Information mit Inhalt und 
Schranken dieses Rechts. Zur Geschichte seiner Ausarbeitung, die auf die erste Sitzung der 
Vollversammlung (10. Januar bis 14. Februar 1946) zurü<kreicht, ist anzumerken: 
Am 14. Dezember 1946 erklärte die Vollversammlung der Vereinten Nationen in ihrer 
Entschließung 59 (I), daß ,.die Freiheit der Information ein Grundrecht des Me~schen u.nd 
das Kernstück aller Freiheiten ist, deren Verteidigung sich die Vereinten Nationen Wid-
men« und beschloß die Einberufung der Mitglieder der Vereinten Nationen zu einer Kon·· 
ferenz über die Freiheit der Information. 
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Diese Konferenz wurde im März/April 1948 in Genf abgehalten und erstellte drei .A.b-
kommensentwürfe zu folgenden drei Fragenkreisen: Sammlung und internationale Weiter-
gabe von Informationen; Errichtung eines internationalen Remts auf RidItigstellung; Frei-
heit der Information. Von diesen nahm die Vollversammlung auf ihrer dritten Sitzung den 
Abkommensentwurf bezüglich der internationalen Weitergabe von Informationen und des 
Rechts der RidItigstellung an, der die Bestimmungen der beiden ersten Abkommensent-
würfe zusammenfaßte. Sie beschloß jedoch, diesen Abkommensentwurf nicht zur staat-
lichen UnterzeidInung aufzulegen, bevor die Vollversammlung keine endgültige Entschei-
dung über den Entwurf eines Abkommens bezüglich der Freiheit der Information ge-
troffen habe (Entsmließung 277 A und C [III] vom 13. Mai 1949). 
Erst auf ihrer siebten Sitzung im Jahre 1952 beschloß die Vollversammlung, die materiell-
remtlichen Bestimmungen der 1949 angenommenen Konvention, soweit sie das Recht auf 
Richtigstellung betrafen, als gesondertes juristisches Instrument zur staatlichen Unterzeich-
nung aufzulegen (Entschließung 630 [VIII] vom 16. Dezember 1952). Dieses Abkommen 
ist am 24. August 1962 in Kraft getreten. 
Die endgültige Entscheidung über den Abkommensentwurf bezüglich der Freiheit der In-
formation, der die Bestimmungen des im März/April 1949 angenommenen ersten und 
dritten Abkommensentwurfs enthält, wurde jedom erneut verschoben. Erst auf ihrer 
14. Sitzungsperiode im Jahre 1959 schritt die Dritte Kommission der Vollversammlung 
zu einer erneuten überprüfung dieses verbleibenden Entwurfs, von dem unterdessen einige 
Bestimmungen durch ein Sonderkomitee abgeändert worden waren, das auf die Ent-
schließung 426 (V) vom 14. November 1950 zurü<kgeht. 
Der abgeänderte Entwurf anerkennt insbesondere »das Recht einer jeden Person, mehrere 
Informationsquellen zu ihrer Verfügung zu haben«, und die »Freiheit, ohne Rü<ksicht auf 
Grenzen Informationen und Ansichten in mündlicher, schriftlicher, gedru<kter oder illu-
strierter Form oder mit erlaubten visuellen oder auditiven Mitteln zu erhalten und weiter-
zugeben« - Grundrechte, die nur aus Gründen der nationalen Sicherheit und der öffent-
lichen Ordnung Einschränkungen unterworfen werden können (Art. 1 und 2). 
Die Dritte Kommission nahm den VorsprudI und .die vier ersten Artikel des Abkommens 
auf der 14., 15. und 16. Sitzungsperiode der Vollversammlung an. Seit der 17. Sitzungs-
periode steht das Abkommen regelmäßig auf der Tagesordnung der Vollversammlung. Je-
doch war, behauptetermaßen mangels der erforderlichen Zeit, die Dritte Kommissioll bis 
zum heutigen Tag nicht in der Lage, die Prüfung der restlichen Artikel (5 bis 19) aufzu-
nehmen. 
Die grundlegenden Gedanken des nunmehr fast 25 Jahre alten Abkommensentwurfs kön-
n.en, soweit sie in diesem Zusammenhang erheblich sind, wie folgt zusammengefaßt wer-
den: 
- »Jeder vertragschließende Staat verpflichtet sich, das Recht einer jeden Person, 
mehrere Informationsquellen zu ihrer Verfügung zu haben, zu achten und zu 
schützen« (Art. 1 Bumst. a). 
- »Jeder vertragschließende Staat gewährleistet seinen eigenen Staatsangehörigen 
und .den St~atsangehö~igen der ~nderen vertragschließenden Staaten, die sich ge-
setzhcherwelse auf semem GebIet aufhalten, die Freiheit, ohne Rü<ksicht auf 
~renz.en Informationen u~d Ansichten i? mündlidler, schriftlidler, gedruckter oder 
Illustnerter Form oder mIt erlaubten VIsuellen oder auditiven Mitteln ohne Ein-
s~reite~. seitens der RegieruJ;lg, unter Vorbehalt der Bestimmungen von Artikel 2 
(Emsmrankungen) zu sammeln, zu empfangen und weiterzugeben« (Art. 1 
Buchst. b). 
- »Kein vertra~schließender Staat regelt oder kontrolliert den Gebrauch oder die 
Benu~zungsmöglichkeit irgendeines der· im vorhergehenden Absatz erwähnten Ver~ 
ständlgungsmittel in einer Weise, die hinsidltlich seiner eigenen Staatsangehörigen 
oder. ~er 5ta~tsangeh&:igeneine~ anderen vertragsmließenden Staates, die sich 
gesetzhdIerweise auf semem GebIet aufhalten. ein.e auf überlegungen. politischer 
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~~tur ~er .auf ,ihre Ra~se,. ihr Gesmlecht, ihre Sprame oder ihre Religion ge-
stutzte DlskrImlOlerung mit sich bringt« (Art. 1 Bumst. cl. 
- ,.Die Ausübung ~er im ersten Artikel erwähnten Freiheiten beinhaitet Pflimten 
und Verantworthmke,iten:. ~ie ~ann jedo~ allein denjenigen Beschränkungen un-
t~rw~rfen wer~en, die notlg SInd, klar Im Gesetz umrissen sind und in über-
elI?stlmmung ~Ilt de'!l Gesetz angewandt werden, bezüglich der nationalen Sicher-
h.elt und der offentl.unen Ordnung, der systematischen Verbreitung falsmer Nach-
richten zum Namtell der freundschaftlichen Beziehungen zwismen den Nationen 
und Auffo~derungen zu.m Kr!e~ ode! zum nationalen, rassismen uder religiösen 
Haß; AngrIffe gegen die RelIgIOnsstifter; der Aufhetzung zur Gewalt und zum 
Verbrechen; der öffentlichen Gesundheit und des öffentlichen Anstands; der Rechte, 
der Ehre und des Rufes anderer und der gerechten Justizverwaltung« (Art. 2 
Abs.1). 
- ,.Keine de~ Bestimmungen die~e~ ~bkommens beeinträchtigt das Recht eines jeden 
vertragschheßenden Staates, dleJeOlgen Maßnahmen zu ergreifen, die er für nötig 
erachtet: 
a) Um seine nationalen Informationsunternehmen zu entwickeln und zu schützen 
bis sie ihre Vollentwicklung erreicht haben; , 
b) um einschränkende oder monopolisierende übungen oder den Abschluß von 
Abkommen zu verhindern, die den freien Fluß der Informationen und Ansidl-
ten beeinträchtigen; 
c) um die Kontrolle der internationalen Radiosendungen, die von seinem Gebiet 
ausgestrahlt werden, zu gewährleisten ... (Art. 7). 
- ,.Keine der Bestimmungen dieses Abkommens steht dem im Wege, daß ein ver-
tragsmließender Staat seinen eigenen Staatsangehörigen kraft seiner Gesetzgebung 
das Remt vorbehält, die Redaktion der Zeitungen oder Informationszeitsmriften 
zu leiten, die auf seinem Gebiet veröffentlicht werden, oder das Recht, auf seinem 
Gebiet Einrichtungen des Fernmeldewesens, einschließlidt der Rundfunkübertra-
gungsanstalten zu besitzen oder zu betreiben« (Art. 8). 
- ,.Die in diesem Abkommen den vertragsdtließenden Staaten auferlegten Ver-
pflidttungen können nur im Falle eines Krieges oder einer öffentlichen Gefahr 
und in einem streng durm die Erfordernisse der Lage besdtränkten Umfang außer 
Kraft gesetzt werden« (Art. 11 Abs. 1). 
B. Das Ringen der Völkergemeinschaft um Inhalt und Grenzen der 
Informationsfreiheit bei Fernsehdirektübertragungen 
Die von der internationalen Gemeinsmaft vor allem in dem genannten Entwurf eines Ab-
kommens zur Freiheit der Information erarbeiteten Grundsätze bedürfen der Konkreti-
sierung hinsichtlim ihrer Anwendbarkeit auf Fernsehdirektübertragungen durch Satelliten. 
Insbesondere bedarf das Verhältnis des Individualgrundredtts der Informationsfreiheit 
zum Völkerredttsgrundsatz der staatlidten Sende- und Empfangshoheit als Ausfluß des 
Souveränitätsgedankens und der Doktrin der Nichteinmischung in die inneren Angelegen-
heiten einer Klärung. 
a) Die Arbeit der Vereinten Nationen 
Die untersthiedlidten Rechtsvorstellungen der Staaten der freien Welt und des sozialisti-
schen Lagers erhellen sim aus dem folgenden: Während der Vertreter der Vereinigten 
Staaten bei den Vereinten Nationen aus Anlaß der Annahme von Entsdiließung 2916 
(XXVII) vom 9. November 1972 auf die Bedeutung des Grundsat~es ,.des. frei~n Inforn:a-
rions- und Ideenflusses um die moderne Weit« hinwies, madtte die SowJetunton zu wie-
derholten Malen geltend, daß das Redtt auf freie Information in keinem Fall so verstan-
den werden könne daß es der nationalen Hoheit Abbrum tue oder dem Grundsatz der 
, • CL 
Nidtteinmisdtung in die inneren Angelegenheiten der Staaten wlderspreUle. 
Demzufolge enthielt der am 9. August 1972 im Generalsekreta~iat der Vereinten ~atione.n 
niedergele~e sowjetisdte Abkommensentwurf unter dem Titel »Abkommen uber die 
Z. f. Luftredtt IV 20 
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Grundsätze zur Regelung der Benutzung künstlicher Erdsatelliten durch die Staaten zu 
Zwecken des Direktfernsehens« keine Bestimmung zu dieser kritischen Frage. Er rief je-
doch den Grundsatz an, daß Fernsehsendungen nach ausländischen Staaten nur mit deren 
ausdrüddicher Zustimmung erfolgen dürfen (Art. 5) und daß die Staaten folglidl von den 
Mitteln Gebraud!. machen können, über die sie verfügen, um die Verbreitung unerlaubter 
Direktfernsehsendungen, von denen sie betroffen sind, zu verhindern (Art. 9). 
In Anbetracht dieser elementaren Meinungsverschiedenheiten zwischen der freien und der 
sozialistischen Welt besdlränkt sich der Text der bereits angeführten Entsdlließung 2916 
(XXVII) darauf, die unbestimmte Formel zu verwenden, ,.daß das Aufkommen des Di-
rektfernsehens durdl Satelliten bedeutende Probleme aufwerfen könnte, die mit der Not-
wendigkeit in Verbindung stehen, den freien Verständigungsfluß auf der Grundlage des 
uneingeschränkten Respektes vor den Hoheitsredlten der Staaten zu gewährleisten«. Eine 
klare Prioritätenfolge der widerstreitenden Grundsätze hat Entschließung 2916 (XXVII) 
nicht erstellt. 
Das von Kanada und Schweden am 2. Mai 1973 der Arbeitsgruppe vorgelegte Arbeitspa-
pier dagegen anerkennt nidlt nur, daß das Satellitendirektfernsehen ,.sid!. auf den Respekt 
vor den Grundsätzen der staatlichen Hoheit, der Nichteinmischung und der Gleichheit 
stützen«, sondern audl, daß es den freien Kommunikationsfluß fördern muß_ 
b) Die Arbeit der UNESCO 
Im Gegensatz zu den Vereinten Nationen hat sidl die UNESCO mit mehr Nadldruck zu-
gunsten der Freiheit der Information als der Grundlage einer sachgered!.ten Regelung des 
Direktfernsehens ausgesprodlen. Erwähnt sei ihre Entsdlließung vom 15. November 1972, 
betitelt »Erklärung der leitenden Grundsätze des Gebrauchs der Radioübertragung durch 
Satelliten für den freien Fluß der Information, die Erweiterung der Bildung und die Ent-
wicklung des Kulturaustausches«, deren Art. 5 Abs. 1 feststellt, daß bezüglidl des freien 
Informationsflusses die Benutzung der Radioübertragung durch Satelliten eine möglidlst 
weite Verbreitung der Neuigkeiten aller Länder, ob diese entwickelt sind oder sich auf 
dem Wege zur Entwickl-ung befinden, unter den Völkern der Erde gewährleisten solle. 
Es muß jedod!. darauf hingewiesen werden, daß einfache Entschließungen der Versamm-
lungen internationaler Organisationen, vor allem wenn sie in Form bloßer Deklarationen 
ergehen, als sold!.e keine zwingende Rechtswirkung äußern, sondern Ausdruck einer mehr 
oder weniger allgemeinen Rechtsüberzeugung der Völkergemeinschaft sind, und damit nur 
mittelbar als ein möglidler Entstehungsfaktor von Völkergewohnheitsred!.t gelten können. 
Es bleibt daher zu hoffen, daß die internationale Gemeinsdlaft möglid!.st bald, auf der 
Grundlage der bereits geleisteten Vorarbeiten, zum Abschluß eines gleichermaßen sadlge-
rechten wie von der übetwiegenden Staatenmehrheit annehmbaren Abkommens gelangt, 
dessen Aufgabe es in erster Linie wäre, das Verhältnis des Individualgrundredlts der In-
formationsfreiheit zum völkerverfassungsrechtlidlen Prinzip der staatlid!.en Hoheit klar-
zustellen. 
